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Aus dem Vorwort Mr fünften Auflage.

Diese fünfte Auflage ist völlig umgearbeitet. Das neue Gesetz 
vom 17. Februar 1917 ist ebenso wie die Rechtsprechung bis zum 
Tage des Abschlusses der Arbeit berücksichtigt. Neben den großen, 
ausführlichen, von Jahr zu Jahr umfangreicher werdenden Werken 
scheinen mir kleine, kurzgefaßte, aber möglichst vollständige Hand­
kommentare für den täglichen Gebrauch des Praktikers dringend 
nötig. Ich habe versucht, einen derartigen Kommentar zu verfassen, 
der dem Notar und dem sich mit den Notariatsgebühren be­
schäftigenden Richter als Hilfsmittel bei ihren laufenden Arbeiten 
dienen soll.

Die jetzt vorliegende Gebührenordnung für Notare beruht auf 
dem Gesetze vom 25. Juni 1895 und ist nur gleichzeitig mit den 
in ihr angezogenen Vorschriften des Preußischen Gerichtskosten­
gesetzes vom gleichen Tage verständlich. Beide Gesetze sind zuerst 
durch Art. 86 des PrAG. z. BGB., Art. 30 des PrAG. z. GBO. 
und Art. 134, 135 des PrFGG. abgeändert. Eine zweite Ab­
änderung beider Gesetze ist durch das Gesetz vom 25. Juli 1910 
(GS. 137 und 181) erfolgt, worauf sie als Gesetze am 25. Juli 
1910 (GS. 185) neu publiziert worden sind. Eine letzte, aller= 
neueste Abänderung ist durch das Gesetz vom 17. Februar 1917 
(GS. 17) erfolgt.

Rausnih.



6 Vorwort.

Vorwort zur sechsten Auflage.

Die Gesetze vom 28. Oktober 1922 und die sich daran an­
schließenden Gesetze und Verordnungen bedeuten zwar keine 
grundlegende Veränderung der Kostengesetze. Es ist im Prinzip 
alles beim alten geblieben, so daß immer noch Kommentare zu 
ihnen nötig sind. Kostengesetze müssen so einfach sein, daß ihr 
Text ohne jede Erläuterung verständlich ist. Aber es sind zahl­
reiche einzelne Veränderungen, hauptsächlich infolge der Zeit­
verhältnisse, getroffen, so daß eine gründliche Neubearbeitung des 
eine Zeit lang vergriffen gewesenen BucheS notwendig war.

Ich habe noch die Goldmark als Grundlage nehmen müssen, 
da eine Umstellung der in den preußischen Gesetzen befindlichen 
Markbezeichnungen noch nicht erfolgt ist.

Seit dem 31. Oktober 1922 hat keine Kodifikation der Nach­
träge zu diesem Gesetze stattgefunden. Ich habe es vorgezogen, 
die Änderungen in den Gesetzestext einzufügen, was ohne jedes 
Mißverständnis leicht ausführbar war, und nicht zunächst den 
nicht mehr geltenden Text zu bringen und dann darunter zu ver­
merken, daß nicht mehr dieser, sondern die jedesmalige, ost sehr 
erhebliche Abänderung gilt.

Rausnih.
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Gebührenordnung für Notare.

s i. 
Anwendungskrcis

Die Vergütung für die Berufstätigkeit der Notare bestimmt 
sich ausschließlich nach den Vorschriften dieser Gebührenordnung. 

1 Tie GO. gilt für die Berussgeschäste der Notare ausschließlich, 
soweit nicht Sondcrgesetze besondere Bestimmungen enthalten. Vgl. §41 
Ms. 3 (MG. Auch alle älteren gesetzlichen Vorschriften sind aufgehoben. 

Wirkt ein Burcauvorstcher mit, so kommt es darauf an, ob er nur 
als Gehilfe mitgewirkt, z. D. einen Entwurf gemacht hat, den der Notar 
nachprüft, oder ob er ganz selbständig Geschäfte erledigt hat. Im ersteren 
Falle erhält der Notar seine gesetzlichen Gebühren, RG. in DNV.1905, ü?5 
und KG. in NZ. 1916, 21s, im letzteren Falle kann der Notar eine ange­
messene Gebühr fordern. Das LG. Lhck in DNV. 1906, 300 will die halbe 
Gebühr zubilligen, s. auch noch Bollenbeck in NZ. 1914, 1*29.

Die GO. gibt dem Notar nicht nur das Liecht, sie legt ihm auch die 
Pflicht auf, Gebühren zu fordern. Er darf sie nur erlassen, sofern der Erlaß 
einer sittlichen Pflicht oder einer auf den Anstand zu nehmenden Rücksicht 
entspricht, z. B. »venu der Schuldner arm wird oder sich seine Armut erst 
nach Erledigung des Geschäfts herausstellt, oder Kollegen und unter­
geordneten eigenen Angestellten gegenüber. Rechtsanwaltsgejchäste sind 
nach der Gebührenordnung für Rechtsanwälte zu vergüten, gleichgültig 
ob der Notar auch Rechtsanwalt ist oder nicht, KG. 18, ico. Geschäfte, die 
jeder Privatmann vornehmen kann, sind nach den für diese Geschäfte 
geltenden Regeln, wenn es solche gibt, sonst angemessen zu vergüten, 
KG. 18, Igo. — In Zweifelsfällen haben Nurnotare nach der GO. zu 
liquidieren, KB. VIII 2, 3. Bei Nechtsanwaltnotaren entscheidet der 
Wille der Partei; ist ein solcher nicht erkennbar, ist nach der GO. zu liquidieren, 
OLG. 9,199. Ist Vollmacht vorhanden, so kommt cs auf deren Inhalt an. 
Ist sie bloß auf den Rechtsanwalt ausgestellt, so erfolgt Liquidation nach 
der RGO., KG. 0. 31. Okt. und 28. Nov. 1898 — ¥533,568/98 — bei 
Schulz A. 1 zu § 1 GO. Der Notar, der nach Beendigung eine- Notariats­
geschäftes bestehende Hindernisse beseitigt, handelt als Notar, KG. 18, ieo; 
OLG. 9, 199. Inwiefern hier ein Nebengeschäst vorliegt, s. A. zu $54 
GKG. Verrichtet ein Rechtsanwalt, der nicht Notar ist, Notariats-
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geschäste, so vgl. Art. 13 der Landcsgebührenordnung für Rechtsanwälte 
und Gerichtsvollzieher vom 28. Oktober 1922 (GS. 410).

2 VerusSgefchäste des Notars sind diejenigen Geschäfte, welche dem 
Notar durch gesetzliche Bestimmungen, z. B. das BGB., HGB., FGG.u.a., 
oder Verordnungen zugewiesen sind, ferner für die ihm Gebühren aus­
drücklich zugebilligt sind, schließlich auch solche, die der Notar Herkömmlicher­
weise zu besorgen hat, KG. 45, 376 und in NZ. 1913, v2, Mügel A. 2, 3 
zu §1 GO., Oberneck in DNB. 20, s ff., Cahn IW. 15, 431, RG. 49, 2C9. 
Das Herkommen kann in verschiedenen Landcsteilen verschieden fein. 
Am linken Rheinufer ist der Geschäftskreis der Notare größer als sonst in 
Preußen. Die Anzeige von Hypothekenbestellungen an Feuerversicherungs- 
gesellschaften durch die Notare gehört dort auch jetzt noch über die Bestim­
mung des § 27 Abs. 2 GO. hinaus zur Berufstätigkeit der Notare. Cs ist 
ein Nebengeschäft, für das er keine besondere Vergütung, wohl aber feine 
baren Auslagen ersetzt erhält, a. M. KG. 25 B 40 und in NZ. 
1911, 124. Vgl. insbesondere noch das Gesetz zur Linderung der 
Notlage der rheinischen Notare vom 2. Jan. 1924 (GS. 5) und dazu die 
Verordnung über die Anwendung der Vorschriften der §§ 8,9 PrGKG. auf 
die Vergütungfür die Berufstätigkeit der rheinischen Notare vom9. Aprill924 
(GS. 220). Die Beschaffung der Stempelmarken, die Besorgung und Ver­
wendung von Gerichtskostenmarken find Verufsgeschäfte, und zwar stets 
Nebengeschäste des Notars, für die er im Gegensatz zur Meinung des KG. 
seine baren Auslagen, insbesondere feine Fuhrkosten, ersetzt verlangen kann, 
a. M. KG. 45, 375. — Weder zur Berufstätigkeit des Notars noch zu der 
der Rechtsanwälte gehört die Ausübung des Amtes des Testamentsvoll­
streckers oder Vermögensverwalters, Mügel A. 3 d zu § 1 GO., des Ver­
wahrers aus §§432, 1217, 1281, 2039 BGB., des Vormundes, Pflegers 
oder Nachlaßverwalters, ebenso nicht die Vermittelung von Darlehen oder 
Hypotheken, soweit es sich nicht um linksrheinische Notare handelt, JMV. 
in DNZ. 1902, 33; KG. 27 B ev, oder die Aufbewahrung von eigenhändigen 
Testamenten. Die Kündigung und Beitreibung von Nachlaßforderungen, 
die Korrespondenz mit dem Erbschaftssteueramt, die Anfertigung von 
Deklarationen find Rechtsanwaltsgeschäfte, KG. 18, igo, ebenso meiner 
Meinung nach auch die Kündigung von Hypotheken und sonstigen Forde­
rungen. Für Ablehnung der Vornahme eines Geschäfts hat der Notar 
keine Gebühr zu fordern.

3 Die Geschäfte des Notars find Amtshandlungen und nicht Er- 
süllungsgeschäste auf Grund eines Vertrags mit dem Auftraggeber, RG. 
85, 413. Soweit etwa ausnahmsweise neben den Amtshandlungen zwischen 
Notar und Beteiligten ein Vertra^verhältnis vorliegt, richtet sich dieses 
in der Regel nach den Bestimmungen über den Dienstvertrag, §§ 611 ff. 
BGB., RG. 49, 26, OLG. Köln in IW. 1918,145 und die im Kommentar



Wertberechnung. § 2. 13

der Reichsgerichtsräte zum BGB., Bd. 1 S. 573 aufgeführten Ent­
scheidungen des Reichsgerichts, ebenso für Rechtsanwälte RG. 88, 22«. 
Unter Umständen kann auch ein Werkvertrag vorliegen, nämlich dann, 
wenn der zu erzielende Erfolg den Inhalt der Vertragsleistung bildet, 
z. B. die Übernahme der Herstellung eines Vertrags, der nach ausdrücklicher 
Abrede nach einem ausländischen Rechte gültig sein muß. Mehrere Be­
teiligte haften als Gesamtschuldner, eine abweichende Abrede unter ihnen 
allein ist wirkungslos, LG. I Berlin in Bl. f. R. 1911,15 und DNB. 1912, 
364.

Meiner Meinung nach ist nach der Berkehrssitte und der Natur des 
Schuldverhältnisses gemäß §§ 242, 269, 270 BGB. der Ort des Amtssitzes 
des Notars Zahlungs- und Erfüllungsort; nach Ansicht des KG., OLG. 6,379, 
soll dies jedoch der Wohnort des Schuldners sein.

4 Nach dem System der GO. ist das Maß der Arbeit und der Zeit­
aufwand, den ein einzelnes Geschäft erfordert, ohne Bedeutung für die 
gesetzliche Vergütung. Das Gesetz geht davon aus, daß die bei den einzelnen 
Geschäften obwaltenden Verschiedenheiten sich im Gesamtergebnisse gegen­
seitig ausgleichen werden, KG. 46, 315. — Die Voraussetzung ist zwar 
richtig, jedoch nur mit der Maßgabe, daß der Ausgleich nicht bei dem einzelnen 
Notar, sondern unter den gesamten Notaren erfolgt, für den einzelnen 
daher oft die ganze Amtszeit hindurch eine nicht angemessene Vergütung 
die Regel ist.

5 Das Armenrecht regelt Art. 83 Abs. 2 PrFGG. Über Bewilligung 
und Aufhebung entscheidet der Notar; gegen diese Entscheidung ist nur 
Beschwerde im Aufsichtswege zulässig, Schlegelberger S. 1013, welche 
für den Prozeßrichter bindend ist. Der Anspruch auf Armenrecht besteht 
für jede Tätigkeit des Notars, nicht nur für Beurkundungen, a. M. Schlegel­
berger S. 1013, der sich aber zu Unrecht auf Jastrow, FB. A. 6 und 9 
zu Art. 83 PrFGG. beruft. Im Falle der Bewilligung des Armenrechtes 
darf der Notar auch nicht Ersatz der Auslagen fordern, a. M. Jastrow FB. 
A. 10 zu Art. 83 PrFGG. und Schlegelberger S. 1013.

Vgl. noch A. 1 zu § 25 GO.
6 Nach dem Gesetze vom 2. Jan. 1924 (GS. 5) sind im früheren 

Bereiche des rheinischen Rechts für eine größere Anzahl Geschäfte der 
steiwilligen Gerichtsbarkeit vorläufig bis zum 31. Dez. 1926 die Notare 
ausschließlich zuständig. Für diese Fälle sind im Gesetze vom 9. April 1924 
(GS. 220) die Vorschriften der §§ 8 u. 9 GKG. für anwendbar erklärt.

§ 2.
wertverechmmg.

(1) Die Gebühren werden nach dem Werte deS Gegenstandes 
erhoben.
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(2) Auf die Berechnung des Wertes des Gegenstandes finden 
die Vorschriften des Preußischen Gerichtskostengesetzes entsprechende 
Anwendung.

1 Die Erörterung des Abs. 1 erfolgt zusammen mit der zu Abs. 1 
Sahl §18 GKG.

2 Für die Wertbercchnung kommen die §§ 18 bis 20, 22, 87 Abs. 2 
GKG., die nachfolgend abgedruckt sind, außerdem aber auch sämtliche- 
Bestimmungen des GKG. schlechthin, KG. 53, 304, insbesondere auch die 
5$ 38, 39, 42 Abs. 3 bis 5, 44, 45, 46 Abs. 2 bis 4, 47 Nr. 2, 48, 51, 60 
Abs. 2, 88 GKG. in Betracht. Über die Anwendung des § 78 Abs. 4 GKG. 
s. A. 1 dazu. Der § 21 GKG. findet keine Anwendung, er enthält trotz 
seiner Stellung im System des GKG. keine Bestimmung über Wertsest- 
setzung, sondern ein Recht des Justizministers, Gerichtsgebühren für Be­
urkundungen von Pachtverträgen mi5 Billigkeitsgründen erstatten zu 
lassen. Ebenso Brathubn A. 1, Mügcl A. 2 311 § 2 GO., a. M. Schulz 9t. 4 
-u §2 GO.

3 Die Feststellung des Wertes erfolgt durch den Notar. Wird dieser 
Wert bemängelt, so erfolgt seine Festsetzung gemäß § 25 GO. durch den 
Präsidenten des Landgerichts, in dessen Bezirk der Notar seinen Amtssitz 
hat. Durch Erklärung der Parteien selbst kann der Wert nicht sestgestellt 
werden. Eine solche Erklärung ist nur eine tatsächliche Unterlage für die 
Feststellung des Wertes durch den Notar, KG. 27 B 15. Der Notar hat 
die Pflicht, diese Angaben nachzuprüsen. Er 11111(3 davon abwcichen, wenn 
die Nachprüfung ergibt, daß sie nicht den wahren Wert angeben, KG. 50, 
256. Der Notar ist verpslichtet, sich, soweit der Wert nicht ohne weiteres 
erhellt, die nötigen Unterlagen für seine Feststellung zu verschaffen. In. 
erster Linie werden hierzu die Angaben der Beteiligten dienen, A. 7 zu 
§18 GKG.

4 Über den Zeitpunkt, der für die Wertberechnung entscheidet, s. § 19 
Abs. 1 GKG.

5 Die Bestimmungen des Paragraphen gelten nur für die Kosten­
festsetzung, nicht für die Stempelberechnung. Für diese erfolgt die Wert­
festsetzung nach dem Stempelsteuergesetze.

GKG. § 18.
(1) Für die Gebührenberechnung ist der Wert des Gegen­

standes maßgebend, auf den sich das Geschäft bezieht. Betrifft 
das Geschäft ein Recht an einer Sache, so ist der Wert dieses 
Rechtes maßgebend.
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(a) Der Wert des Gegenstandes deS Geschäfts wird nach 
freiem Ermessen unter Berücksichtigung der nachfolgenden Vor­
schriften festgesetzt.

1 „Gegenstand" ist ein sehr vielgebrauchtes und vieldeutiges Wort. 
Deshalb ist, wenn ein Gesetz das Wort Gegenstand gebraucht, festzustellen, 
welche Bedeutung es für den besonderen Fall hat. Gegenstand im Sinne 
des § 2 Abs. 1 GO., der hier miterörtert wird, und des $ 18 Abs. 1 S.l GKG. 
ist stets ein reales Objekt. In Betracht kommen Sachen, Rechte oder 
Leistungen, vgl. Rausnitz in DNB. 11,140. Niemals entscheidet das Inter- 
esse, das die Angelegenheit für die Beteiligten hat, oder der Vorteil oder 
Nachteil, der für sie aus dem Geschäfte zu erwarten ist, KG. 17, 132; 25 
B 14; 29 B 75; 39 B 34; 42, 328; 47, 203; 51, 302; 52, 207; OLG. 10, 
267,* 33, 183.

Unter „Geschäft" ist dasjenige Geschäft, auf das sich die Tätigkeit des 
Notars bezieht, nicht das Amtsgeschäft des Notars zu verstehen. Das 
Wort Geschäft ist hier int weitgehendsten Sinne gebraucht. Darunter fallen 
nicht nur Rechtsgeschäfte, sondern Vorgänge jeder Art. In einzelnen Fällen 
wird das Geschäft sich allerdings mit der Amtshandlung des Notars decken. 
Bei einzelnen Zeugnissen über eigene Wahrnehmungen des Notars, z. B. 
Lebenszeugnissen, bei einer von dem Notar vorgenommenen Grundbuch- 
einsicht, kann von einem Geschäft außer der Tätigkeit des Notars nicht 
die Rede sein.

Im zweiten Satz des Abs. 1 ist ein wichtiger allgemeiner Grundsatz 
enthalten. Es kommen nur diejenigen Sachen, Rechte oder Leistungen 
in Betracht, auf die sich das Geschäft unm ittelbar bezieht, alle weiteren 
Sachen, Rechte oder Leistungen, die durch das Geschäft veranlaßt oder 
von ihm berührt werden, bleiben außer Betracht.

Gegenstand im Sinne der §§ 2 GO., 18 Abs. 1 GKG. sind danach 
diejenigen Sachen, Rechte oder Leistungen, auf welche sich das vom Notar 
besorgte Geschäft unmittelbar bezieht. Bei einem Vertrage ist jedes­
mal zu prüfen, was unmittelbar Gegenstand des Vertrags ist, ob es die 
Sache selbst ist oder nur die Leistung, die mit der Sache vorgenommen 
wird. Beim Leihvertrag ist nicht die geliehene Sache, sondern die Ver­
pflichtung zum Leihen der Sache Gegenstand des Vertrags, A. 3 zu § 20 
GKG.

Diese Grundregel findet auf alle vermögensrechtlichen Angelegen­
heiten Anwendung, soweit das Gesetz nicht spezielle Vorschriften, z. B. 
in §22 Abs. 2 GKG., gibt. Auch diese besonderen Vorschriften enthalten 
noch allgemeine Grundsätze, die auf alle passenden Fälle anzuwenden sind. 
Ober nicht vermögensrechtliche Angelegenheiten s. $22 Abs. 1 GKG. 

Als absolute Ausnahme von der Grundregel erscheint §13 GO., 
nach dem die Aussuchungsgebühr des Notars sich nicht nach dem Werte
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be3 Gegenstandes richtet, Mügel A. 5 zu § 2 GO. Auch § 17 GO» muß als 
Ausnahme angesehen werden.

Für Beurkundungen von Nechtsgeschästen gilt die Regel deS §38 
Abs. 1 GKG. mit den im § 20 daselbst enthaltenen Sonderbestimmungen, 
<21 zu §§20 und 38 GKG.

2 Das Wort Sache wird in den preußischen Kostengesetzen in der 
Regel nicht wie im BGB. für eine bloß körperliche Sache gebraucht. Die 
Kostengesetze sind ursprünglich unter der Herrschaft des PrALR. erlassen. 
Unter Sachen waren daher sowohl körperliche Sachen wie Rechte jeder Art, 
auch Forderungsrechte zu verstehen, §§ 1 bis 3 I, 2 ALR. Der Satz 2 
Abs. 1 § 18 GKG. umfaßte daher auch Rechte an Rechten. An dieser Aus­
legung ist auch durch die Begr. des PrAG. z. BGB. S. 194 zu Art. 84 
nichts geändert. Das PrAG. wollte nach dieser Begründung zwar die 
Fassung des GKG. den Bestimmungen des BGB. anpassen, hat dies aber 
keineswegs überall wirklich getan. Der Art. 84 hat den vorliegenden § 18, 
ebenso den § 20 Nr. 1 GKG. unverändert gelassen. Damit ist auch der 
Begriff Sache nicht verändert worden. Das ALN. ist für die Bedeutung 
derjenigen Ausdrücke, welche durch das PrAG. z. BGB. nicht geändert 
sind, maßgebend geblieben, da ja diese Ausdrücke unter der Herrschaft 
des ALR. gewählt worden sind und ihre Bedeutung nicht stillschweigend 
verändert haben können; ebenso in bezug aus den Begriff der Zinsen Brat­
huhn A.6 e zu § 20 GKG. früherer Fassung.

3 Die Vorschrift des Abs. 1 Satz 2 findet nicht auf sämtliche Rechte 
an Sachen und Rechten Anwendung. Sie gilt für Vorkaufsrechte, §§ 504 ff., 
1094 ff., 2034, 2035 BGB., Wiederkaussrechte, §§ 497 ff. BGB., Erbbau­
rechte, §§ 1012 ff. BGB., Kohlenabbaugerechtigkeiten, Art. 38 $7 PrAG. 
z. BGB., Salzabbaugerechtigkeiten und das Gewinnungsrecht auf Stein­
salz. Sie gilt nicht für Hypotheken, Grundschulden, Rentenschulden, Pfand­
rechte, §20 Nr. 3 GKG., Grunddienstbarkeiten, §20 Nr. 4 GKG., den 
Nießbrauch, § 20 Nr. 5 GKG., das Wohnungsrecht, A. 3 zu § 20 Nr. 5 GKG., 
sonstige beschränkte persönliche Dienstbarkeiten, A. 5 zu § 20 Nr. 4 GKG., 
Reallasten, A. 6 zu §20 Nr. 5 GKG., Altenteil, A.6zu §20 Nr.5 GKG. 
Für alle diese Rechtsverhältnisse gelten besondere Regeln.

4 Über den Wortlaut des S. 2 Abs. 1 § 18 GKG. hinaus (oben A. 1) 
kommt der Grundsatz, daß nur derjenige Vorgang in Betracht kommt, auf 
den sich das Amtsgeschäft des Notars unmittelbar bezieht, in zahlreichen 
Fällen zur Anwendung. Solche Fälle sind z. B. das Nacherbenrecht, 
§§2100 ff. BGB., KG. 41B 301, die Lehns- oder Fideikommißrechte jeder 
Art sowie Verfügungsbeschränkungen des Eigentums jeder Art, wie solche 
z. B. in Vormerkungen, §§ 883 ff. BGB., Widerspruchsrechten, §§ 899, 
1139, 1140, 1263 BGB., und Beschränkungen des Miteigentums, §§ 1010,


